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Der gewerbliche ilnterricht in der Vulksſchule. 
Von Dr. Eduard Magner. 


Die gegenwärtige Volksſchulgeſetzgebung einer Reform zu unter— 
ziehen, iſt das Ziel einer Agitation, welche, von verſchiedenen Seiten 
ausgehend, immer mehr Bedeutung gewinnt. 

Im verfloſſenen Herbſte haben ſich die meiſten Landtage mit 
dieſem Gegenſtande befaßt. Jusbeſondere wurden über die Herabſetzung 
der Schulpflichtigkeit von 8 auf 6 Jahre, Aenderung der Schul- und 
Unterrichtsordnung und der Schulaufſichtsgeſetze, Rückgabe der Schule 


an die Kirche, endlich wegen Abſchaffung kleiner Mißſtände, z. B. des 


häufigen Wechſels der Schulbücher n. ſ. f. Beſchlüſſe und Reſolutionen 
gefaßt. 
eine ſo allgemeine und entſchiedene, daß eine weſentliche Aenderung der 
Reichs- und Landesgeſetzgebung über das Volksſchulweſen unmittel— 
bar bevorſtünde. So mancher unleugbare Mißſtand wird ſich auf ad— 
miniſtrativem Wege beheben laſſen und es wird kaum nöthig ſein, an 
den Fundamenten unſerer verhältnißmäßig jungen Volksſchulgeſetzgebung 
zu rütteln. 

Jedenfalls iſt die Gegenwart mit ihren vielen anderweitigen, 
politiſchen und finanziellen Angelegenheiten nicht darnach angethan, die 


Schulreform in Angriff zu nehmen. Regierung und Parlament ſind 


von anderen Ereigniſſen zu ſehr in Athem gehalten, und im Intereſſe 
der Sache iſt dieſe Rücklegung für ruhigere Tage nicht zu bedauern. 
Denn beſſer iſt immerhin noch der Fortbeſtand einer in manchen Theilen 
als verbeſſerungsbedürftig erkannten Geſetzgebung, als der beſtändige 
legislatoriſche Verſuch und die hiedurch erzeugte Rechtsunſicherheit und 
Rechtsverwirrung. 

Von einem anderen Standpunkte, als die Landtage, behandelt 
die Reform des Volksſchulunterrichtes eine vor Kurzem erſchienene kleine 
Schrift: „Zur Frage der Verbindung einer gewerblichen Arbeitsſchule 
mit der Volksſchule und der Fachſchule. Separatabdruck aus den Mit⸗ 
theilungen des k. k. öſterr. Muſeums 1878, Wien — Verlag des k. k. 
Muſeums“, als deren Verfaſſer ſich der Director des öſterr. Muſeums, 
Hofrath R. v. Eitelberger, nennt. 


Doch iſt dieſe Agitation gegen die Volksſchulgeſetzgebung nicht 


Er verlangt eine Reform der Volksſchule zum Zwecke der Ver— 
beſſerung der gewerblichen Arbeit und wünſcht über die von ihm auf— 
geworfene Frage die Discuſſion eröffnet zu ſehen. 
| Bevor wir in dieſelbe eintreten, ſcheint eine Correctur des Titels 
der Schrift nothwendig zu ſein. Denn von der Verbindung der gewerb— 
lichen Arbeitsſchule mit der Volksſchule und mit der Fachſchule iſt 
darin nicht die Rede; ſondern mit der Volksſchule ſollen an Orten, 
wo derzeit Fachſchulen beſtehen, dieſe Fachſchulen, und an ſolchen Orten, 
wo Fachſchulen nicht beſtehen, unter gewiſſen Vorausſetzungen ſogenannte 
gewerbliche Arbeitsſchulen in Verbindung gebracht werden. 

Die Schrift beantragt alſo eine Verbindung der gewerb— 
lichen Arbeitsſchule, beziehungsweiſe der Fachſchulen 
mit der Volksſchule. Was nun den Ausdruck „gewerbliche Arbeits— 
ſchule“ anbelangt, ſo wäre hierüber Folgendes zu bemerken: 

Die Terminologie bei der Benennung gewerblicher Unterrichts 
anſtalten liegt heute noch im Argen. Gewerbliche Fortbildungsſchule, 
Gewerbeſchule, Werkmeiſterſchule, Induſtrieſchule, Handwerkerſchule, 
Fachſchule, Lehrwerkſtätte — alle dieſe Benennungen gewerblicher Unter⸗ 
richtsauſtalten werden heutzutage ſelbſt von Behörden und Fachmännern 
und vollends vom großen Publicum in wirrem Durcheinander gebraucht. 
Es ſcheint vor Allem wichtig, in dieſe Terminologie einige Ordnung 
hineinzubringen, da ſonſt Mißverſtändniſſen Thür und Thor geöffnet ſind. 

In Oeſterreich ſind theils durch Uſus, theils durch poſitive An 
ordnung der Unterrichtsbehörden, die Bezeichnungen: Staatsgewerbeſchule 
(höhere Staatsgewerbeſchule und Werkmeiſterſchule), gewerbliche Fort— 
bildungsſchule, gewerbliche Fachſchule und Lehrwerkſtätte als Bezeich— 
nungen für beſtimmte Kategorien von gewerblichen Lehranſtalten typiſch 
geworden. Unter Arbeitsſchule hingegen verſtehen wir auf Grund des 
Reichs⸗Volksſchulgeſetzes (S 15) und der Schul- und Unterrichtsordnung 
(Abſchnitt XI) eine Schule, wo weibliche Handarbeiten nicht für 
induſtrielle Zwecke, ſondern für den häuslichen Bedarf gelehrt werden. 

Obwohl nun der Autor ſeine Arbeitsſchule als „gewerbliche“ 
Arbeitsſchule bezeichnet, ſo iſt doch eine Verwechslung mit der Arbeits— 
ſchule in dem bisherigen Sinne leicht möglich. Aber auch abgeſehen hievon, 
ſcheint zur Hereinziehung einer neuen Bezeichnung keine Veraulaſſung 
vorhanden zn fein, denn die gewerbliche Arbeitsſchule im Sinne Hofraths 
v. Eitelberger iſt, wenn ſie den Wünſchen des Verfaſſers entſprechen 
ſoll, eine eigentliche Lehrwerkſtätte ), wie fie jetzt ſchon in ziemlicher 
Anzahl beſtehen, und keine neue Art gewerblicher Unterrichtsanſtalten, 


| 


Eine Lehrwerkſtätte iſt eine gewerbliche Fachſchule, in welcher auf Grund 
des vorangegangenen Zeichen- und häufig auch des Modellirunterrichtes die für 
ein beſtimmtes Gewerbe — vorwiegend Kunſtgewerbe — erforderlichen techniſchen 
(und künſtleriſchen) Fertigkeiten in methodiſcher Weiſe praktiſch gelehrt und geübt 
werden. Eine gewerbliche Fachſchule iſt hiegegen eine gewerbliche Lehranſtalt, in 
welcher nebft dem Fachzeichen- und häufig auch Modellir⸗) Unterrichte beſtimmte, 
für die praktiſche Ausübung eines gewerblichen (kunſtgewerblichen) Berufes noth⸗ 
wendige theoretiſche Fächer ohne praktiſche, oder mindeſtens ohne vorwiegend 
praktiſche Unterweiſung gelehrt werden. 


hätte alſo auch als Lehrwerkſtätte bezeichnet werden ſollen. Die erwähnte 
Brochure handelt demnach von der Verbindung der Lehrwerkſtätten und 
gewerblichen Fachſchulen mit den Volksſchulen. 

Der Inhalt der Schrift iſt in Kurzem folgender: 

„Die (gewerblichen) Arbeitsleiſtungen früherer Zeiten ſind durch⸗ 
ſchnittlich beſſer, als die Durchſchnittsleiſtung der jetzigen Zeit. Nicht 
nur einzelne Städte, ſondern ganze Provinzen ſind in der gewerblichen 
Arbeitsleiſtung zurückgegangen, wenn man ihre heutige Arbeitsleiſtung 
mit ihrer früheren unbefangen vergleicht“ Dieſem Rückgange, vorzüglich 
veranlaßt durch die Gewerbefreiheit und Freizügigkeit, iſt endlich ein 
Damm zu ſetzen. Die gewerbliche Technik muß verbefſert werden, es 
muß der Junge ſchon in der Volksſchule Gelegenheit haben, das zu 
lernen, was er für das Gewerbe braucht. Bei dem gegenwärtigen 
Volksſchulgeſetze, welches die Kinder bis zum vollendeten 14 Lebens⸗ 
jahre zum Beſuche der Schule verpflichtet, treten dieſelben in der Regel 
viel zu ſpät in das Gewerbe ein. Der gewerbliche Unterricht muß 
deshalb ſchon in der Volksſchule, und zwar relativ früh beginnen, darf 
nicht ſpielend und gewiſſermaßen nur nebenſächlich betrieben werden 
und muß zum Erwerbe poſitiv anleiten. Die gegenwärtige Volksſchule 
bietet in dieſer Hinſicht, weil fie nur allgemeines Wiffen vermittelt, jo 
viel wie nichts, ſie muß nach der praktiſchen Seite hin reformirt werden. 

Es ſei deshalb die Herabſetzung der achtjährigen Schul- 
pflicht und die Verringerung des Lehrſtoſfes an den Volks— 


ſchulen in Erwägung zu ziehen. Sofort könnten aber zwei Reformen 


durchgeſührt werden: 
1. Die Einführung einer gewerblichen Arbeitsſchule in der Volks— 


und Bürgerſchule unter der Vorausſetzung, daß dieſe Einführung nicht 
obligatoriſch iſt und nicht für alle Volks- und Bürgerſchulen gilt, daß 


dieſer Unterricht eingeführt wird mit Berückſichtigung der localen Ver— 
hältuiſſe und nach Maßgabe der vorhandenen tauglichen Lehrkräfte und 
mit genügenden Lehrmitteln; 

2. an Orten, wo ſchon gegenwärtig Fachſchulen beſtehen, ſoll 
eine angemeſſene und directe Verbindung zwiſchen der Volksſchule und 
Fachſchule hergeſtellt werden. 

Aus dem vorſtehend angegebenen Inhalte der Schrift Hofraths 
v. Eitelberger entnehmen wir, daß derſelbe in ernſter und eindring— 
licher Weiſe nach einem Wege ſucht, um die techniſche und künſtleriſche 
Erziehung der Jugend zur gewerblichen Arbeit auf das feſte Fundament 
einer Schule zu ſtellen, die ihr Ziel auf das praktiſche Bedürfniß des 
Lebens richtet, und dieſer Tendenz der Schrift, deren Verfaſſer an der 
Spitze eines Inſtitutes 
die öſterreichiſche Kunſtinduftrie erworben, müſſen wir volle Anerkennung 
entgegenbringen. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die Frage, um die es ſich hier 
handelt, ebenſo wichtig als zeitgemäß iſt. 

Durch die Culturſtaaten Europa's weht ein mit der hohen 
Geſittung unſerer Zeit in dem engſten Zuſammenhauge ſteheuder idealer 
Zug, darauf gerichtet, das menſchliche Gefallen an dem Schönen dort, 
wo es eingeſchlummert, neu zu erwecken, dort, wo es vorhanden, zu 
veredeln und zu verallgemeinern. 

Die Pflege der hohen Kunſt und der Kunſt im Handwerk von 
Seite des Staates und privater Vereinigungen, ſowie von reich Begüterten, 
dann aber auch von allen Gebildeten innerhalb ihrer Sphäre iſt ein 
Poſtulat unſerer Cultur geworden. Alle großen Staaten haben ſich in 
dem Streben vereinigt, dieſem Zuge der Zeit gerecht zu werden, und 
auch Oeſterreich iſt nicht zurückgeblieben, ſondern hat ſich in emſiger 
Arbeit und mit rüſtigem Fleiße eine hervorragende Stellung geſichert. 
Dieſe mit einer gewiſſen Vehemenz hereingebrochene und — dem 
Charakter unſerer Zeit entſprechend — in raſche Strömung gebrachte 
Bewegung nach äſthetiſcher Seite hin hat bei voller Anerkennung 
ihrer hochwichtigen Bedeutung und ihrer großen Erfolge doch auch die 
unleugbare Schattenſeite, daß man der äußeren gefälligen Erſcheinung 
einen präponderrenden Werth beilegt und auf die innerliche Solididät 
des Kunſtproductes weniger Rückſicht nimmt. Die bei einem Kunſt⸗ 
producte unbedingt erforderliche volle Uebereinſtimmung der Idee mit 
der gediegenen Geſammtausführung wird heutzutage oftmals nicht 
erreicht und es iſt Gefahr vorhanden, daß auch auf kunſtgewerblichem 
Gebiete der Schein an die Stelle des wirklich Reellen trete. Dieſe 
Gefahr iſt um ſo größer, als auf der modernen Kunſtarbeit der Druck 
einer ungeheueren Concurrenz laſtet, den frühere Zeiten nicht kannten, 
und als ferner einem großartigen Angebote eine geringe Kaufkraft 
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ſteht, das fi) anerkannt hohe Verdienſte um 


gegenüberſteht. Wenn man nun weiter in Erwägung zieht, daß heut⸗ 
zutage die Arbeit von vielfach mangelhaft vorgebildeten, nicht unter 


den ſtrengen Vorſchriften alter Zunftordnungen ſchmachtenden, ſondern 


von ſich ſelbſt überlaſſenen, in moderner, ungebundener Gewerbefreiheit 
aufgewachſenen Arbeitern ausgeführt wird, kann man ernſte Befürchtungen 
über das Schickſal der modernen Kunſtrichtung nicht unterdrücken, und 
eine vorausſichtige Regierung wird bei Zeiten auſ Mittel und Wege 
ſinnen, um die Gefahren, welche derſelben drohen, nach Thunlichkeit 
hintanzuhalten. 

Daß auf dem Wege der Schule in ſolchem Falle nicht Alles, 
aber immerhin viel gethan werden kann, iſt ſelbſtverſtändlich und wurde 
auch von Hofrath v. Eitelberger gebührend hervorgehoben ). Einer 
einſichtsvollen und feſten Gewerbegeſetzgebung und Gewerbepolitik, ſowie 
dem Emporblühen allgemeinen, geſicherten Wohlſtandes und der 
Charakterbildung des Arbeiters bleibt in jedem Falle das Meiſte und 
Schwierigſte zu thun übrig, aber ſoweit die ſchulmäßige Erziehung der 
Jugend zur gewerblichen Arbeit als Bauſtein des großen Werkes über⸗ 
haupt in Betracht kommt, ſoll ihr die vollſte Auſmerkſamkeit berufener 
Kreiſe zugewendet werden. 

Judem wir annehmen, daß dies der leitende Geſichtspunkt der 
v. Eitelberger'ſchen Schrift iſt, wollen wir von gleichem Ausgaugs⸗ 
punkte dieſelbe der gebührenden Würdigung unterziehen und hiebei 
unſere eigene Anſicht über den Gegenſtand zum Ausdruck bringen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auslegung eines grundbücherlich intabulirten Vertrages, womit ſich 
eine Stadtgemeinde zur „anſtändigen Unterbringung“ eines kaiſer⸗ 
lichen Amtes verpflichtet hat. 


Mit der Verpflichtungsurkunde vom 3. November 1850 hatte ſich 
die Stadtgemeinde W. verbindlich erklärt, dem dort ubicirten k. k. Bezirks 
gerichte und k. k. Steueramte nicht nur die unentgeltliche proviſoriſche 
Unterkunft durch Geſtattung der Benützung des dortigen ſtädtiſchen Rath— 
hauſes Nr. 1 und Zahlung des Meiethzinfes für die zu dieſem Behufe 
in dem Hauſe Nr. 148 in W. gemietheten Gerichtslocalitäten aus dem 


Gemeindevermögen zu gewähren, ſondern auch für die definitive auſtän⸗ 


dige Unterbringung dieſes k. k. Bezirksgerichtes und Steueramtes nebſt 
den erforderlichen Arreſten durch die Erbauung oder Miethung eines 
hiezu vollkommen geeigneten oder dergeſtalt zu adaptirenden Gebäudes 
auf Koſten der Stadtgemeinde Sorge zu tragen. Das k. k. Oberlandes— 
gericht in Prag Namens des Aerars hat dieſes Anerbieten der Gemeinde 
angenommen und es wurde auch die genannte Verpflichtungsurkunde auf 
mehreren Gemeinde-Realitäten grundbücherlich einverleibt. 

In Folge dieſer Verpflichtungsurkunde miethete denn auch die 
Stadtgemeinde W. im Jahre 1853 beſondere Localitäten im Hauſe 
Nr. 42 für beide landesfürſtlichen Aemter, ließ dieſelben zu dieſem 
Zwecke adaptiren und es wurden auch beide Aemter daſelbſt unter- 
gebracht, welche Unterbringung vom k. k. Oberlandesgerichte in Prag 
mit Erlaß vom 23. Juni 1851, 3. 9849, und vom 28. Oetober 1851, 
3. 17.682, genehmigt wurde. Seitdem amtiren beide genannten Aemter 
daſelbſt, und zwar ſpeciell das k. k. Steueramt ebenerdig in zwei Kanzlei— 
zimmern und einem Caſſalocale. 

Da die Localitäten des letzteren Anites deren Zuſtand im 
Verhältniſſe zu dem dermal beſtehenden Umfange der Amtsgeſchäfte und 
dem Beamtenſtande durch einen zum ewigen Gedächtniſſe aufgenommenen 
Sachverſtändigenbefund feſtgeſtellt wurde nach der Meinung des 
Aerars zu einer dermal anſtändigen Unterbringung nicht geeignet ſind 
und das Amt auch in den anderen Localitäten des genannten Hauſes 
nicht untergebracht werden kaun, ſo belangte die k. k. Finanzprocuratur 
Namens des Aerars die Stadtgemeinde W. mit Klage de praes. 22. Sep⸗ 
tember 1875, 3. 6645, bei dem k. k. Kreisgerichte in Piſek auf Er- 
füllung der Verpflichtung zur anſtändigen Unterbringung des k. k. Steuer⸗ 
und gerichtlichen Depoſitenamtes in W. auf eigene Koſten. Hierüber hat 
das k. k. Kreisgericht in Piſek mit Urtheil vom 9. October 1877, 


„Zwei kunſtgewerbliche Zeitfragen.“ Vortrag, gehalten im öſterr. Muſeum 
am 3. November 1877. Abgedruckt in den Mittheilungen des öſterr. Muſeums, 
XIII. Jahrgang Nr. 149. 


Z. 6121, zu Recht erkannt: Die Klage der k. k. Finanzprocuratur 
Namens des Aerars de praes. 22. September 1875, 3. 6645, gegen 
die Stadtgemeinde W., womit begehrt wird, daß erkannt werde, die 
Stadtgemeinde W. ſei im Grunde der von ihr am 3. November 1850 
ausgeſtellten, von dem k k. Oberlandesgerichte für Böhmen sub dato 
6. Mai 1851, 3. 7206, vorgenommenen Erklärung ſchuldig, das 
k. k. Steuer-, zugleich gerichtliches Depoſitenamt in W., welches in den 
dermaligen, von demſelben im Hauſe Nr. 42 in W. benützten Locali- 
täten nicht anſtändig untergebracht iſt, in andere zur anſtändigen und 
definitiven Unterbringung des k. k. Steuer-, zugleich gerichtlichen Depofiten- 
amtes in W. geeigneten Localitäten auf ihre (der Stadtgemeinde W.) 
Koſten binnen einer richterlich zu beſtimmenden Friſt unter Executions⸗ 
folgen unterzubringen und binnen 14 Tagen unter Executionsfolgen der 
k. k. Finanzprocuratur die Koſten dieſes Rechtsſtreites zu erſetzen 
wird abgewieſen und die k. k. Finanzprocuratur Namens des Aerars 
für ſchuldig erkannt, der geklagten Gemeinde W. an gemäßigten Koſten 
den Betrag per 116 fl. 28 kr. nebſt der Urtheilsgebühr binnen 14 Tagen 
bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Die Gründe ſagen nach Darſtellung des Sachverhaltes: 

Die geklagte Gemeinde verſucht es vor Allem, gegen die Rechts— 
giltigkeit der Urkunde vom 3. November 1850 einzuwenden, daß ihr 
das Erſorderniß des § 108 des kaiſ. Patentes vom 17. März 1849, 
unter deſſen Geltung fie zu Stande kam, nämlich das Erſerderniß der 
Anführung des diesbezüglichen Gemeindebeſchluſſes, abgehe; allein dieſe 
Einwendung wird durch den Juhalt dieſer Urkunde, welche die Geklagte 
nicht für unecht und nur für äußerlich bedenklich (jedoch ohne Anführung 
beſonderer Bedenklichkeitsgründe) erklärte, ſelbſt widerlegt, da angenom— 
men werden muß, daß in den Anſangsworten derſelben: „Wir Endes 
gefertigten, Gemeinderath und Bürgerausſchuß“ eine genügende Berufung 
auf den geſchehenen Beſchluß der Gemeindevertretung („Bürgerausſchuß“) 
wirklich enthalten iſt, zumal dieſe Urkunde, nebſt der erforderlichen Ferti— 
gung des Vorſtehers und des Gemeinderathes, auch die Unterſchrift der 
Bürgerausſchüſſe trägt. Weiterhin wendet jedoch die Geklagte in der Weſen— 
heit der Hauptſache ein, daß die Gemeinde W. im Grunde der ceitirten 
Urkunde ſich zu einer nach dem jedesmaligen Verhältniſſe der betreffenden 
landesfürſtlichen Aemter als anſtändig zu beurtheilenden Unterbringung 
nicht verpflichtet habe, ſondern lediglich die Sorge um eine definitive 
anſtändige Unterkunft zur damaligen Zeit (1850), wobei ſie nur die 
damaligen Bedürfniſſe des k. k. Steueramtes vor Augen hatte und haben 
konnte, auf ſich nahm, die hieraus für ſie reſultirende Verpflichtung aber 
bereits erfüllt habe, nachdem ſie (die Gemeinde), abgeſehen von der an— 
fänglichen proviſoriſchen Unterbringung in dem Rathhauſe und im Haufe 
Nr. 148 in W., ſpäter, im Jahre 1853, beſondere Localitäten im 
Hauſe Nr. 42 daſelbſt für beide landesfürſtlichen Aemter gemiethet und 
hierin dieſelben wirklich untergebracht hatte, welche Unterbringung vom 
k. k. Oberlandesgerichte in Prag ſelbſt mit Erlaß vom 23. Juni 1851, 
3. 9849, und vom 28. October 1851, Z. 17.682, genehmigt wurde; daß 
alſo die Stadigemeinde, indem fie zugeſtandenermaßen dieſelben Locali— 
täten gewährt und in gutem Bauzuſtande erhält, ihrer Verpflichtung 
vollkommen nachkomme und zu nichts weiter angehalten werden kann. 
Das Gericht muß, um das den Streite zu Grunde liegende Rechts⸗ 
verhältniß beurtheilen und über die beiderſeitigen Rechtsbewährungen 
abſprechen zu können, ſich vor Allem vor Angen halten, welches das 
zwischen beiden Theilen urſprünglich zu Stande gekommene Rechts⸗ 
geſchäft war. Dieſes Rechtsgeſchäft ift durch die Verpflichungsurkunde 
lit. A ddo. 3. November 1850 dem Beſtande und Inhalte nach 
vollkommen gegeben und erwieſen und auch zwiſchen beiden Par⸗ 


teien im Weſen nicht ſtrittig. Es ſtellt ſich nämlich dar als ein 
einſeitiger, das iſt unentgeltlicher Vertrag zwiſchen der Staats— 
verwaltung und der Gemeindevertretung, welche letztere hiemit eine 


unter Verpfändung der Stadtrealitäten für immer bindende Laſt, die 
ſonach den Charakter einer immerwährenden Reallaſt trägt, der Gemeinde 
auferlegt hatte. Die Gemeinde iſt hiedurch verpflichtet worden, dem 
k. k. Bezirksgerichte und Steneramte in W. Anfangs eine proviſoriſche 
Unterkunft im Rathhauſe und im Hauſe Nr. 148 zu geben, weiter 
aber zu ſorgen, daß dieſe landesſürſtlichen Aemter definitiv und 
anſtändig auf Koſten der Gemeinde entweder in einem neuerbauten 
oder nur in einem hiezu gemietheten und adaptirten Gebäude unter⸗ 
gebracht werden. Es fragt ſich, ob die Gemeinde dieſer Verpflichtung 
nachgekommen ſei, wobei von der Frage der proviſoriſchen Unterkunft, als 
in den Streit nicht gehörig, ganz abgeſehen wird. Es wird in dieſer 
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Hinſicht von der Geklagten erwieſen und gegneriſcherſeits auch zus 
geſtanden, daß die Gemeinde W., um der Verpflichtung zur definitiven 
anſtändigen Unterbringung der genannten k. k. Aemter nachzukommen, 
im Jahre 1853 von Johann A. die in dem Hauſe Nr. 42 in W. 
befindlichen Localitäten für beide Aemter gemiethet habe, daß das 
k. k. Oberlandesgericht mit Erlaß vom 23. Juni 1851, Z. 9849, und vom 
28. October 1851, Z. 17.682, ausdrücklich erklärte, daß der Bauzuſtand 
dieſes Hauſes nach den gepflogenen Erhebungen befriedigend und die 
vorgeſchlagene Eintheilung der Amtslocalitäten entſprechend erſcheine 
und daß daher gegen den Pachtvertrag (im Entwurfe) obergerichtlich 
nichts zu erinnern iſt; daß alſo in Folge deſſen die beiden genannten 
landesfürſtlichen Aemter in dieſe eben gutgeheißenen und als anſtändig 
angenommenen Localitäten nach eigener Eintheilung untergebracht wurden 
und es noch heute ſind. Dieſe Behauptungen, welche ſehr weſentlich 
erſcheinen, ſind erwieſen durch die Einredebeilagen Nr. 1% 2% c ed Al 
und es geht namentlich aus dem mit Intimat des k. k. Bezirksgerichtes 
in W. vom 5. November 1851, 3. 6375, der Gemeinde W. zuge⸗ 
kommenen Erlaſſe des k. k. Oberlandesgerichtes vom 28. October 1851, 
3. 17.682, Beilage Nr. 2, hervor, daß die Unterbringung des W.’er 
Bezirksgerichtes und Steueramtes in die gemietheten Localitäten des 
Hauſes Nr. 42 in W. als jene gemeindeſeits zu bewerkſtelligende (zu 
beſorgende) definitive Unterbringung beiderſeits zu gelten hatte und daß 
namentlich das Aerar die Übicirung der betreffenden beiden Aemter in 
jenen Localitäten als eine definitive und anſtändige Unterbringung ſelbſt 
anſah und billigte. Wird dies erwogen, ſo kann es keinem Zweifel mehr 
unterliegen, daß mit dem Momente, als die Gemeinde das Bezirksgericht 
und Steueramt in jene Localitäten des Hauſes Nr. 42 in W. wirklich 
untergebracht hatte, die aus der Verpflichtungsurkunde vom 2. November 
1850 für die Gemeinde reſultirende Verpflichtung auch ſchon vollkommen 
erfüllt war und daß die Gemeinde, da ſie eine definitive, alſo dauernde 
Unterbringung über ſich nahm, dieſer Verpflichtung fo lange in Zukunft 
Genüge thut, als ſie die erwähnten Localitäten den genannten Aemtern 
zur Benützung beläßt und ſelbe natürlich in gutem Bauzuſtande erhält, 
woraus dann von ſelbſt ſich ergibt, daß nachträglich in der Perſon 
des anderen Contrahenten eintretende, von ſeiner Willkür abhängende 
Aenderungen und namentlich alſo das ſpätere Nichthinreichen der 
Localitäten für nachträgliche größere Bedürfniſſe auf den Umfang der 
Verpflichtung des anderen Contrahenten zu deſſen Nachtheil keinen 
Einfluß mehr üben können. Daß die Gemeinde W. nur dieſe eben 
erwähnte Verpflichtung aus der Vertragsurkunde lit. A trifft, ergibt 
ſich wohl aus dem klaren Juhalte derſelben. Daß aber namentlich die 
Gemeinde W. eine mehrere Verpflichtung, insbeſondere eine ſolche trifft, 
wonach ſie jedesmal für Localitäten zu ſorgen hätte, welche dem je- 
weiligen, an ſich veränderlichen und für die Dauer der Jahre faſt 
incommenſnrablen, jedenfalls aber von Vorausſetzungen, deren Eintritt 
lediglich in der Willkür des berechtigten Coutrahenten liegt, abhängigen 
Bedürfniſſe des Amtes entſprechen ſollten, kann rechtlich nicht angenommen 
werden, da die Schaffung eines ſolchen höchſt dehnbaren Rechtsverhältniſſes 
weder in den Worten der Urkunde gelegen iſt, noch auch in der Jutention der 
Parteien zur Zeit des Vertragsſchluſſes liegen konnte. Zu dieſem noth⸗ 
wendigen Ergebniſſe gelangt man weiter aber durch die Erwägung, daß, wie 
oben bemerkt, der Vertrag ein unentgeltlicher (einſeitiger), blos zu Gunſten 
des Aerars geſchloſſener war und daß ſonach die Beſtimmung des § 915 
a. b. G. B. nicht aus den Angen gelaſſen werden darf, kraft deren eine 
rechtliche Vermuthung dafür ſtreitet, daß die Gemeinde als Verpflichtete 
eher die geringere als die größere Laſt übernehmen wollte, ſo daß 
alſo, auf dieſen Fall angewendet, die Gemeinde inſolange nicht zur 
Beſorgung anderer als der urſprünglich für anſtäudig angenommenen 
Localitäten verurtheilt werden darf, ſo lange der Kläger nicht beweist, 
daß die Gemeinde ſich auch wirklich zu einer ſolchen veränderlichen 
und jedenfalls erweiterten Leiſtung beſonders verpflichtet habe. Der 
klägeriſche Theil hat aber eine ſolche poſitive Behauptung nicht 
gemacht, umſoweniger denn einen Beweis hierüber erbracht, ſondern 
meint nur, daß eine ſolche weitere Verpflichtung aus der Urkunde 
ſelbſt ſich verſtehe. Dies letztere iſt aber nicht der Fall, weil dagegen 
der Grundſatz des § 915 a. b. G. B. ſtreitet. Die Erwägung aller 
bisher berührten Momente läßt demnach den von der geklagten Ge⸗ 
meinde erhobenen Widerſpruch gegen das Klagerecht, welches der 
klägeriſche Theil auf die behauptete Verpflichtung der Gemeinde W. 
zur Beſorgung von Localitäten für das Steueramt in W., welche 
mit Rückſicht auf den jetzigen veränderten Stand der Amtsgeſchäfte 


und des Beamtenperſonales anſtändig, i. e. hinreichend wären, ſtützt, 
als rechtlich begründet und die Einwendung, daß der gegenwärtige 
Zuſtand der Localitäten in Rückſicht des gegenwärtigen Amtsbedürfniſſes 
für die Entſcheidung der Streitfrage unentſcheidend iſt, als zuläſſig er 
ſcheinen. Mit Rückſicht darauf iſt das Gericht gar nicht in die Lage 
gekommen, zu beurtheilen und darüber abzuſprechen, ob die Behauptungen 
der Klage, daß die gegenwärtig vom Steueramte in W. im Hauſe Nr. 42 
innegehabten Localitäten nicht anſtändig find, durch den aufgenommenen 
Zeugen- oder Sachverſtändigenbeweis erwieſen find oder nicht, weil ſo— 
wohl jene Behauptungen als auch die Grundlagen der Beweisthemata 
nicht das zur Zeit des Abſchluſſes des Rechtgeſchäftes, ſondern das 
gegenwärtige, nach mehr als zwei Decennien obwaltende Verhältniß 
zwiſchen dem Bedürfniſſe der Amtsführung und den gewährten Loca— 
litäten, welches Verhältniß nach dem obangeführten, als richtig ange— 
nommenen Standpunkte für den verpflichteten geklagten Theil nicht maß- 
gebend, alſo unentſcheidend erſcheint, zum einzigen Gegenſtande haben. 
Demnach, und weil das Aerar nicht behauptet und nicht bewieſen hat, daß 
die von der geklagten Gemeinde für das Bezirksgericht und Steueramt 
in W. gemietheten und auch übergebenen Localitäten des Hauſes Nr. 42 
in W. zur Zeit, als darin die definitive Unterbringung der beiden genannten 
landesfürſtlichen Aemter ſtattgefunden hatte, nicht anſtändig waren, daß 
alſo die Gemeinde ihrer Verpflichtung aus der Urkunde ddo. 3. Novem- 
ber 1850 nicht nachgekommen iſt, mußte die Klage abgewieſen werden. 

Ueber Appellation der k. k. Finanzprocuratur hat das k. k. 
Oberlandesgericht in Prag mit Urtheil vom 3. December 1877, 
3. 32.265, jenes des k. k. Kreisgerichtes in Piſek vom 9. October 1877, 
3. 6121, abgeändert und erkannt: Die Stadtgemeinde W. iſt im 
Grunde der von ihr am 3. November 1850 ausgeſtellten, von dem 
k. k. Oberlandesgerichte im Königreiche Böhmen am 6. Mai 1851, 
3. 7206, angenommenen Erklärung ſchuldig, das k. k Steuer-, zugleich 
gerichtliche Depoſitenamt in W., welches in den dermaligen von demſelben 
im Hauſe Nr. 42 zu W. benützten Localitäten nicht anſtändig unter— 
gebracht iſt, in andere zur anſtändigen und definitiven Unterbringung 
des k. k. Steuer-, zugleich gerichtlichen Dopoſitenamtes in W. geeigneten 
Localitäten auf Koſten der Stadtgemeinde W. binnes ſechs Monaten 
unter Exeentionsfolgen zu unterbringen und dem Aerar an Gerichts— 
koſten erſter Inſtanz 293 fl. 37 kr., zweiter Inſtanz 24 fl. 66 kr. 
binnen 14 Tagen unter gleichen Folgen zu bezahlen; und zwar aus 
folgenden Gründen: 

Ju der Verpflichtungsurkunde ddo. W. am 3. November 1850 
erklärt ſich der Gemeinderath und Bürgerausſchuß im Namen und in 


Vertretung der Stadtgemeinde W. verbindlich, dem dortigen Bezirks- 


gerichte und Steueramte nicht nur die unentgeltliche proviſoriſche Unterkunft 
durch Geſtattung der Benützung des Rathhauſes Nr. 1 und Zahlung 
des Miethzinſes für die zu dieſem Behufe im Hauſe Nr. 148 
gemietheten Gerichtslocalitäten aus dem Gemeindevermögen zu gewähren, 
ſondern auch für die definitive anſtändige Unterbringung dieſes Bezirks— 
gerichtes und Steueramtes nebſt den erforderlichen Arreſten durch Er— 
banung oder Miethung eines hiezu vollkommen geeigneten oder dergeſtalt 
zu adaptirenden Gebäudes auf Koſten 
tragen. Dieſe Urkunde iſt von dem Gemeinderathe und Bürgerausſchuſſe 
ſelbſt ausgeſtellt, mit den Unterſchriften des Bürgermeiſters H., des W. M. 
als Gemeinderathes, des F. H., J. M., F. G., J. W. ausdrücklich 
als Ausſchüſſe, nebſt mehreren anderen Unterſchriften ohne Angabe des 
Charakters verſehen und entſpricht daher, wie auch der Gerichtshof 
erſter Inſtanz anerkennt, den äußerlichen Erforderniſſen des § 108 des 
kaiſ. Patentes vom 17. März 1849, R. G. Bl. Nr. 170. Die Form 
dieſer Urkunde erſcheint aber auch deshalb unanfechtbar, weil mit dem 
Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 10. September 1849, 
3. 6801, verfügt wurde, daß alle auf die Sicherſtellung der Unterkunft 
der neuen politiſchen und Gerichtsbehörden bezugnehmenden Anerbietungen 
einzelner Gemeinden zur Abtretung von Gebäuden, zu Neubanten, 
Adaptirungen, Miethzinsübernahmen, Beiſchaffung von Einrichtungs⸗ 
ſtücken u. dergl., wenn dieſe Auerbietungen vom bisherigen Gemeinde— 
ausſchuſſe geſtellt und von der politiſchen oder reſp. der gerichtlichen 
Einführungscommiſſion mit Bedachtuahme auf die Leiſtungsfähigkeit der 
betreffenden Gemeinde angenommen werden, wie dies bezüglich der vor⸗ 
liegenden Verpflichtungsurkunde mit der Erledigung des Oberlandes— 
gerichtes vom 6. Mai 1851, 3. 7206, geſchehen iſt, ohne weitere 
höhere adminiſtrative Bewilligung als vollgiltig anzuſehen ſind. Hienach 
hat die Stadtgemeinde W. ohne Vorbehalt und ganz deutlich die Ver⸗ 


der Stadtgemeinde Sorge zu 
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bindlichkeit übernommen, nicht blos vorübergehend, ſondern für die ganze 
Dauer des Beſtandes dieſer landesfürſtlichen Behörden in W. und ohne 
Beſchränkung auf deu damaligen Bedarf, definitiv, alſo bleibend für die 
anſtändige Unterbringung beider Aemter auf Koſten der Gemeinde Sorge 
zu tragen. Dies Alles erſcheint in dem durch die Urkunde lit. A ver⸗ 
brieften Vertrage unzweifelhaft ausgeprägt. Nach der durch die SS 6 und 
902 a. b. G. B. allein vorgezeichneten Auslegung dieſes Vertrages 
hat das Aerar das Recht erworben, von der Stadtgemeinde W. die 
fortwährende unentgeltliche und anſtändige Unterkunft der genannten 
Aemter zu verlangen. Bisher wurde von der Stadtgemeinde W nichts 
Anderes geleiſtet, als daß ſie zur Unterbringung beider Aemter mit 
dem Vertrage ddo W. am 3. April 1853 Räumlichkeiten des Hauſes 
Nr. 42 auf die ſeit 1. October 1851 berechnete Dauer von zwölf 
Jahren in Beſtand genommen hat. Durch dieſen Vertrag wurde alſo für 
die Unterkunft der Behörden lediglich bis 30. September 1863 vorge— 
ſorgt. Es iſt daher offenbar, daß die Staatsverwaltung der Prüfung 
der Annehmbarkeit dieſer Unterbringung der Aemter eben nur den Maß— 
ſtab des für die zwölfjährige Beſtandzeit vorausſichtlichen Bedarſes zu 
Grunde legen durfte, daß alſo mit der Genehmigung dieſes Vertrages 
noch nicht die Eignung derſelben Localitäten für einen längeren Zeitraum 
anerkannt worden iſt. Dieſe einſchränkende Genehmigung des blos für 
die erſten ſechs Jahre unauſkündbar geſchloſſenen Beſtandvertrages wurde 
vielmehr der Stadtgemeinde ausdrücklich bekannt gegeben, indem der— 
ſelben laut der Einredebeilage Nr. 2 bedeutet wurde, daß durch die 
wann immer ſtattfindende Auflöſung des eben genehmigten Beſtandver— 
trages die Verpflichtung der Stadtgemeinde zur anſtändigen Unterbringung 
des Bezirksgerichtes und Steueramtes nebſt den erforderlichen Arreſten 
nicht erlöſche, und die Stadtgemeinde aufgefordert wurde, die Auflöſung 
der Miethe in angemeſſener Friſt vorher anzuzeigen. Eine definitive 
Unterkunft der genannten k. k. Behörden wurde alſo zwiſchen der 
Stadtgemeinde und dem Aerar bisher noch nicht vereinbart. Es iſt 
nunmehr die Frage zu löſen, ob die Stadtgemeinde ihrer vertragsmäßigen 
Verbindlichkeit, das k. k. Steuer-, zugleich gerichtliche Depoſitenamt anſtän— 
dig auf eigene Koſten zu unterbringen, auch ſeit 1. October 1863 feit 
welchem Tage eine Anerkennung der Eignung der Amtslocalitäten nicht 
beſteht, nachgekommen, ob insbeſondere dieſe Behörde auch derzeit auſtändig 
untergebracht iſt. Daß hiebei der gegenwärtige Bedarf zu Grunde gelegt 
werden muß, wurde Eingangs an der Hand der Verpflichtungsurkunde 
gezeigt. Mit dem in jeder Beziehung ordnungsgemäß unter Betheiligung 
der Geklagten durchgeführten Kunſtbefunde zum ewigen Gedächniſſe hat 
das Aerar den Beweis geliefert, daß die Steueramtslocalitäten zur 
anſtändigen Unterbringung des Steueramtes nicht geeignet ſind. Das 
Aerar iſt demnach berechtigt, die Gemeinde zur anſtändigen Unterbringung 
des Steueramtes im Rechtswege anzuhalten. Eine genauere Faſſung 
dieſes Begehrens überſchreitet das Recht des Aerars, da nach der Ver— 
pflichtungsurkunde der Gemeinde die Wahl vorbehalten iſt, die zur 
Erzielung der anſtändigen Unterbringung der Aemter geeigneten Räume 
entweder durch eine Bauführung, Miethe oder Adaptirung zu ſchaffen. 
Das Klagebegehren entſpricht ganz der Sachlage. Deshalb wurde in 
Abänderung des erſtrichterlichen Urtheiles der Klage ftattgegeben. 

Der Reviſionsbeſchwerde der geklagten Stadtgemeinde W. hat der 


k. k. oberſte Gerichtshof mit Urtheil vom 25. April 1878, 8. 1223, 


ſtattzugeben und mit Abänderung des oberlandesgerichtlichen Urtheiles 
das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in Piſek vom 9. October 1877, 
3. 6121, zu beſtätigen und zu erkennen befunden: Daß die klagende 
k. k. Finanzprocuratur Namens des Aerars ſchuldig ſei, der Geklagten 
die gemäßigten Koſten der Appellationseinrede per 5 fl. 72 kr. und der 
Reviſionsanmeldung und Beſchwerde per 25 fl. 50 kr. binnen 14 Tagen 
bei ſonſtiger Execution zu erſetzen und dagegen der Appellationsanmeldung 
und Beſchwerde, dann der Reviſionseinrede ſelbſt zu tragen. Aus Gründen: 

„Der Wortlaut der von der Stadtgemeinde W. am 3. November 
1850 ausgeſtellten Verpflichtungsurkunde läßt keinen Zweifel darüber, 
daß der dort gebrauchte Ausdruck „definitive Unterbringung“ des dortigen 
Bezirksgerichtes und Steueramtes durch Erbauung oder Miethung eines 
Gebäudes offenbar nur als Gegenſatz der im Eingange der Urkunde 
angeführten „proviſoriſchen“ Unterbringung dieſer Aemter gebraucht wurde. 
Indem daher die Gemeinde nach Aufhören des Proviſoriums in Gemäß— 
heit des vom Oberlandesgerichte mit Erlaß vom 23. Juni 1851, 
Z. 9849, im Entwurfe genehmigten, mit dem Eigenthümer des Hauſes 
Nr. 42 am 3. April 1853 geſchloſſenen Vertrages die für die ge- 
nannten Aemter erforderlichen Ubicationen in dieſem Haufe miethete, 


hat ſie der in der Eingangs bezogenen Verpflichtungsurkunde über- 
nommenen Verbindlichkeit entſprochen und kann nunmehr zu einer 
mehreren Leiſtung umſoweniger verhalten werden, als jene Urkunde, 
wie das Kreisgericht in Piſek in ſeinen Entſcheidungsgründen ganz 
richtig dargeſtellt hat, einen blos einſeitig verbindlichen, das iſt nämlich 
an Seite des Aerars unentgeltlichen Vertrag begründet. Die gegen- 
theilige Annahme des Obergerichtes, es habe die genannte Stadtgemeinde 
die Verpflichtung übernommen, für die ganze Dauer des Beſtandes jener 
Aemter in W. und ohne Beſchränkung auf den urſprünglichen Bedarf 
für die anſtändige Unterbringung derſelben auf Koſten der Gemeinde 
zu ſorgen, findet im Wortlaute der Verpflichtungsurkunde keine Stütze 
und wird daher ſchon durch die Betrachtung, daß doch ſolche für das 
Intereſſe beider Theile ſchwer in's Gewicht fallende Bedingungen, um 
rechtswirkſam zu ſein, hätten ausdrücklich ſtipulirt werden müſſen, ferner 
aber auch damit widerlegt, daß jene obergerichtlich angenommene Un— 
beſchränktheit der bezeichneten Haftung der Stadtgemeinde W. dem 
Charakter des von letzterer vertragsmäßig eingegangenen vorerwähnten 
Definitivums ganz widerſprechen würde. Die in dem Erlaſſe des Ober— 
landesgerichtes vom 28. October 1851, 3. 17.682 (Einredebeilage 2), 
enthaltene Bemerkung, daß durch die Auflöſung der Miethe im Hauſe 
Nr. 42 die Verpflichtung der Gemeinde zur anſtändigen Unterbringung 
der genannten zwei Aemter nicht erlöſche und daß die Gemeinde hier— 
auf aufmerkſam zu machen ſei, kann, abgeſehen davon, daß von einer 
Unentgeltlichkeit ſolcher weiteren Verpflichtung in jenem Erlaſſe nicht 
die Rede iſt, keinen Gegenſtand der gegenwärtigen Entſcheidung bilden, 
weil die Miethe noch nicht aufgelöst iſt, der Miethvertrag noch von 
keiner Seite gekündigt wurde, derſelbe alſo noch aufrecht beſteht und nicht 
vorliegt, daß die klagende Finanzprocuratur in der Richtung einer 
etwaigen Kündigung ein Begehren, und welches, geſtellt hat. Uebrigens 
entſpricht die in den obergerichtlichen Urtheilsgründen vorkommende 
Bemerkung, daß die Eignung der im Hauſe Nr. 42 gemietheten Locali⸗ 
täten mit Rückſicht auf die bedungene Beſtanddauer von 12 Jahren 
nur bis zum 30. September 1863 anerkannt worden ſei, nicht der 
Sachlage; denn dieſe Miethe war von der Staatsverwaltung vor der 
am 22. September 1875 eingebrachten Klage nie beanſtändet worden, 
wurde daher ſtillſchweigend genehm gehalten, der Miethvertrag alfo 
nach Ablauf der urſprünglichen Beſtauddauer ſtillſchweigend erneuert 
und blieben ſomit nach den Beſtimmungen der SS 1114 und 1115 
a. b. G. B. auch im erneuerten Vertrage die urſprünglichen Bedin 
gungen aufrechterhalten. Endlich darf nicht überſehen werden, daß die 
Stadtgemeinde W. ſchon bei Schließung des Miethvertrages vom 
3. April 1853 (Einvedebeilage 4) darauf bedacht war, der Stants- 
verwaltung eine etwa nothwendig werdende Vermehrung der gemietheten 
Übicationen im Haufe Nr. 42 zu ſichern, indem in den Art. 4 des Ver⸗ 
trages das Anerbieten des Vermiethers aufgenommen wurde, für den 
Fall, als es die Nothwendigkeit erheiſchen ſollte, auch die weiteren 
Localitäten Nr. 11 und 12 des zweiten Stockwerkes dem Aerar zur 
Benützung für das Bezirksgericht und Steueramt gegen eine billige 
Entſchädigung in Beſtand zu geben, und daß ſich auch das Oberlandes— 
gericht in ſeinem Erlaſſe vom 23. Juni 1851, 3. 9849 (Einrede— 
beilage 1), die etwa nothwendig werdende Benützung dieſer zwei Locale 
für die Zwecke jener Aemter vorbehalten hatte. Die klagende Finanz⸗ 
procuratur hat aber nicht einmal angeführt, daß von dieſem Anbote 
des Vermiethers bereits Gebrauch gemacht worden wäre. — Aus dieſen 
Gründen mußte, unter Abänderung des obergerichtlichen Urtheils, jenes 
der erſten Inſtanz, als dem aus den vorliegenden Proceßbehelfen klar 
zu entnehmenden Maße der von der geklagten Gemeinde übernommenen 
Verpflichtungen entſprechend wieder hergeſtellt werden.“ 
Jur Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen⸗Aemter. 1878. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 8. Ausgeg. am 9. Juli. 
Abdruck von Nr. 59 R. G. Bl. 
Nr. 9. Ausgeg. am 27. Juli. 
Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen⸗Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat Auguſt 1878. Z. 20.792. 16. Juli. 
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Nr. 10. Ausgeg. am 26. Auguſt. 

Erhöhung des Zehrgeldes der Telegraphendiener bei Dienſtreiſen. Z. 19.421. 
8. Auguſt. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat September 1878. Z. 23.887. 16. Auguſt. 

Nr. 11. Ausgeg. am 25. September. 


Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegrapheu-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat October 1878. Z. 27.031. 16. September. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 1828. 
Nr. 9. Ausgeg. am 10. Juli. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 16.258. 3. Juli. 
Nr. 10. Ausgeg. am 27. Juli. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 20.093. 12. Juli. 
Nr. 11. Ausgeg. am 2. Auguft. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 19.166. 
Nr. 12. Ausgeg. am 26. Auguſt. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 21.943. 4. Auguſt. 
Nr. 13. Ausgeg. am 7. September. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 22.566. 26. Auguſt. 
Nr. 14. Ausgeg. am 9. September. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen und 
Ergänzung des Liniennetzes. Z. 24.580. 30. Auguſt. 


Pott: Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 2828. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 35. Ausgeg. am 2. Juli. 

Aenderungen in den Fahrpoſt-Tarifen „Afrika und Auſtralien“. H. -M. 
3. 16.967. 14. Juni. 

Ermäßigung der Taxen für Correſpondenzen nach und aus Bolivia, 
Chili, Ecuador und Peru bei der Beförderung über England via Southampton. 
H.⸗M. Z. 16.781. 15. Juni. 

Fahrpoſtſeudungen nach Tultſcha und Sulina, ferner Briefpoſtſendungen 
nach Czernawoda. H.-M. 3. 15.743. 16. Juni. 

Richtigſtellung des Fahrpoſt-Tarifes „Schweiz“. H.⸗-M. Z. 17.158. 20. Juni. 

Aenderungen im Fahıpoft-Tarife „Schweden“. H.-M. Z. 17.833. 21. Juni. 

Errichtung, Reactivirung und Verlegung von Poſtämtern im Kronlande 
Böhmen. H.⸗M. Z. 16.509. 18. Juni. 

Anhang: 

Beſtellungsbezirks-Aenderung. H.-M. Z. 6263. 20. Juni. 

Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten im deutſchen Reichs-Poſt⸗ 
gebiete und in Württemberg. H.-M. Z. 16.467. 16. Juni. 

Beſtellungsbezirks⸗Beſtimmung in Dalmatien. H.⸗M. Z. 17.192. 20. Juni. 

Nr. 36. Ausgeg. am 4. Juli. 

Verbot der Zeitſchrift „L' Adriatico, Gazzetta del Veneto“. H.⸗M. 
3. 18.782. 2. Juli. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Amerika“. H.-M. Z. 17.527. 18. Juni. 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von 
Afrika. H.⸗M. 3. 18.145. 25. Juni. 

Errichtung eines Aufgabs-Poſtamtes 
3. 16.833. 24. Juni. 

Auflaſſung des Poſtamt 's Radovic. H.-M. Z. 17.193. 24. Juni. 

Nr. 37. Ausgeg. am 8. Juli. 

Ermächtigung der königl. ungariſchen Poſtämter in Eger (Erlau) und in 
Kecskemet zur Vermittlung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. 
H.⸗M. 8. 18.397. 28. Juni. 

Nr. 38. Ausgeg. am 16. Juli. 

Behandlung der Correſpondenzen nach und aus Anam, Birma, Siam und 
Auſtralien bei der Beförderung über Trieſt und Alexandrien. H.-M. Z. 16.875. 
25. Juni. 
| Unzuläſſigkeit der Couverts mit farbigen Rändern bei Werthbriefen 
(Lettere assicurate) nach und aus Italien. H.⸗M. Z. 18.942. 4. Juli. 
Berichtigung des Briefpoſt⸗Tarifes „Amerika“. H.⸗M. Z. 18.850. 4. Juli. 
| Berichtigung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Amerika“. H.⸗M. Z. 19.481. 7. Juli. 


im Markte Leodersdorf. H.-M. 


Errichtung, Aufhebung und Namensänderung von Poftäntern im königl. 
ungariſchen Poſtgebiete. H.⸗M. Z. 18.851. 8. Juli. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Enzesfeld bei Leobersdorf. H.⸗M. Z. 18.851. 
8. Juli. 

Nr. 39. Ausgeg. am 18. Juli. 

Organiſche Beſtimmungen und Dienſt⸗Vorſchrift für die Feldpoſt der 
k. k. Armee. Z. 1147. H.⸗M. 15. Juli. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Ballaſſagyarmat zur 
Vermittlung von größeren Poſtauweiſungen und Nachnahmen. H. M. Z. 19.716. 
9. Juli. 

Nr. 40. Ausgeg. am 22. Juli. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſtgebiete für das 

II. Semeſter 1878. H.⸗M. 3. 20.106. 13. Juli. 
Auhang: 

Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen und Mähren. 
H.⸗M. Z. 17.115. 15. Juli. 

Nr. 41. Ausgeg. am 26. Juli. 

Einrichtung des Feldpoſtdienſtes bei den Occupationstruppen in Bosnien 
und in der Herzegowina. Z. 1234. H.-M. 24. Juli. 

Nr. 42. Ausgeg. am 5. Auguſt. 

Behandlung der Correſpondenzen nach und aus Amerika bei der Be⸗ 
förderung über Frankreich via Panama. H.-M. Z. 21.332. 24. Juli. 

Aenderungen im Briefpoft-Tarife „Auſtralien“. H.⸗M. Z. 21.628. 27. Juli. 

Reactivirung des Poſtamtes Trafoi. H.⸗M. Z. 19.946. 23. Juli. 

Errichtung eines Filial-Poſtamtes zu Brennerbad. HM. Z. 19.945. 
23. Juli. 

Errichtung eines Poſtamtes in Dirna. H.-M. Z. 21.151. 27. Juli. 

Auflaſſung des Poſtamtes St. Jakob im Oberroſenthal. H.⸗M. Z. 19.492. 
25. Juli. 

Auflaſſung des Poſtamtes in Sukkowice. H.⸗M. Z. 20.676. 25. Juli. 

Aufhebung des Poſtbureau zu Suften (La Souſte) iu der Schweiz. H.⸗M. 
Z. 20.350. 23. Juli. 

Anhang: 

Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten im deutſchen Reichs-Poſt⸗ 

gebiete und in Württemberg. H.⸗M. Z. 19.666. 23. Juli. 
Nr. 43. Ausgeg. am 10. Auguſt. 


Kundmachung des Uebereinkommens, betreffend die Auswechslung von 
Poſtanweiſungen zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und Frankreich. H.-M. Z. 20.341. 
3. Auguſt. 

Verbot der Zeitſchrift: „Berliner freie Preſſe“. H.-M. Z. 22.677. 6. Auguſt. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Eperies zur Vermitt⸗ 
lung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.-M. Z. 21.549. 28. Juli. 

Nr. 44. Ausgeg. am 12. Auguſt. 

Aenderungen in den Fahrpoſt-Tarifen „Frankreich“, 
„Amerika“. H.⸗M. Z. 21.685. 29. Juli. 

Beigabe von Urſprungs⸗Certificaten zu den zollpflichtigen Sendungen nach 
Italien. H.⸗M. Z. 21.484. 29. Juli. 

Anhang: 

Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Mähren, 

Galizien und Oeſterreich unter der Enns. H.-M. Z. 20.173. 27. Juli. 
Nr. 45. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

Inſtruction für die k. k. Poſtämter aus Anlaß der Einführung des Poſt⸗ 
anweiſungsverkehres zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn einerſeits und Frankreich mit 
Algier anderſeits. H.⸗M. Z. 24.221. 19. Auguſt. 

Unzuläſſigkeit der Beförderung von Correſpondenzen nach der Argentini⸗ 
ſchen Republik auf dem Wege über Italien. H.⸗M. Z. 23.601. 16. Auguſt. 

Betreffend die Reinhaltung der Fahrpoſtbeutel von Siegelreſten. 22 
3. 19.082. 14. Auguſt. 


„Italien“ und 


Nr. 46. Ausgeg. am 27. Auguſt. 

Berichtigung des Fahrpoſt-Tarifes „Frankreich“. H.-M. Z. 23.614. 
12. Auguſt. 

Aenderungen im Briefpoſt⸗Tariſe. H.⸗M. Z. 22.986. 13. Auguſt. 

Verſendung von Trauben nach der Schweiz. H.⸗M. Z. 23.352. 14. Auguſt. 

Auflaſſung des Poſtamtes Edelſchrott. H.⸗M. Z. 22.483. 12. Auguſt. 

Portofreiheit der Correſpondenzen der als Secretariat beſtellten „Ver⸗ 
mögens⸗Verwaltung des Durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs Franz Ferdinand 
von Oeſterreich⸗Eſte“. H.⸗M. Z. 24.105. 15. Auguſt. ) 
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Nr. 47. Ausgeg. am 3. September. 

Zolldeclarationen zu den Fahrpoſtſendungen nach Italien. H.⸗M. Z. 23.853. 
22. Auguſt. 

Auflaſſung des Poſtanites und der Poſtſtation Bronica. H.⸗M. Z. 23.108. 
24. Auguſt. 

Verlegung des k. k. Aerarial-Poſtamtes Sechshaus. H.⸗M. Z. 23.428. 
29. Auguſt. 

Verlegung des Poſtamtes Kirchſtetten. H.⸗M. Z. 23.428. 29. Auguſt. 

Nr. 48. Ausgeg. am 7. September. 

Kaiſerliche Verordnung vom 30. Auguſt 1878, wodurch mit Beziehung 
auf $ 14 des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141, die Gewährung der Portofreiheit für gewiſſe Correſpondenzen 
und Fahrpoſtſendungen geſtattet wird. H.⸗M. Z. 24.116. 30. Auguſt. 

Portofreiheit der Fahrpoſtſendungen und Correſpondenzen verſchiedener 
patriotiſcher Hilfsvereine. H.⸗M. Z. 24.116. 4. September. 

Portofreiheit in Ungarn für Sendungen mit Charpie, Verbandzeug 2e. 
für die k. k. Truppen. H.⸗M. Z. 25.032. 4. September. 

Verbot der Zeitungen „II und 
3. 25.429. 3. September. 

Aufhebung der k. k. Lloyd⸗Poſtexpedition in Larnaca auf der Inſel 
Cypern. H.⸗M. Z. 24.373. 26. Auguſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Pungolo* „Il Movimento“. H. ⸗ M. 
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Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der galiziſchen Statthalterei 
Oswald Bartmanuski anläßlich deſſen Penſionirung das Comthurkreuz des 
Franz Joſef⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in 
Krakau betrauten Miniſterialrath Philipp Ritter v. Zaleski zum Statthalterei⸗ 
Vicepräſidenten bei der Statthalterei in Lemberg und den Bezirkshauptmann 
Kaſimir Grafen Badeni zum Statthaltereirathe mit der Beſtimmung zur Leitung 
der Bezirkshauptmannſchaft in Krakau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor im Hofzahlamte Joſef Leibenfroſt 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen und 
den Liquidator Franz Fuchs zum Controlor im Hofzahlamte ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten beim Rechnungsdepartement 
der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg Ignaz Machmnieki den Titel und 
Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector bei der Czernowitzer Landes⸗ 
regierung Rudolf Ullreich den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Officialen Heinrich Schach⸗ 
ner in Zara den Titel und Charakter eines Telegraphencommiffärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Böhmiſch⸗Skalitz Dr. Auguſt 
Kordina das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Franz Kaul ich zu Alten- 
dorf in Mähren das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe zu Amſchelberg in Böhmen 
Mathias Nemec das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der k. k. erſte Oberſthofmeiſter hat den Caſſier Robert Launsky v. Tieffen— 
thal zum Liquidator und den Caſſeadjuncten Eugen Dolezalek zum Caffier 
im Hofzahlamte ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſeeretär im Miniſterium des Innern Heinrich Weiglein zum 
Bezirkshauptmanne in Krain ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Joſef Mazegger und 
Anton Schmidt v. Wellenburg zu Steuer⸗Oberinſpectoren der Innsbrucker 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannſtelle für Niederöſterreich, bis 5. Februar. (Amtsbl. Nr. 17.) 

Rechnungsrathsſtelle bei der kärntneriſchen Landesregierung in der achten 
Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 17.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der niederöſterr. Poſtdirection mit 500 fl. 
Adjutum jährlich, bis 21. Februar. Amtsbl. Nr. 17.) 

Drei Statthaltereiſecretärsſtellen für Böhmen mit der achten Rangsclaſſe 
und eine Bezirkscommiſſärsſtelle mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell drei 
oder vier Statthaltereiconcipiftenftellen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende 
Jänner. (Amtsbl. Nr 17. 

Bezirksthierarztesſtelle in Windiſchgraz, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 18.) 

Finanzſecretärsſtelle, eventuell Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle mit der achten 
Rangsclaſſe, eventuell Finanzeommiſſärsſtellen der neunten Rangsclaſſe und Finanz⸗ 
concipiſtenſtellen der zehnten Rangsclaſſe, bis 21. Februar. (Amtsbl. Nr. 19.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangselaſſe mit 600 fl. Gehalt 
und Activitäts⸗Zulage, bis 24. Februar. (Amtsbl. Nr. 21.) 

Ver waltersſtelle im Lagerhauſe der Stadt Wien mit 4000 fl. Jahresgehalt, 
30percentigem Quartiergeld und 300 fl. Wagenpauſchale, bis Ende Februar. 
(Amtsbl. Nr. 21.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


